Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/2627 


Sachgebiet 63 


Kleine Anfrage 

der Abgeordneten Strauß, Höcherl, Leicht, 
Dr. Althammer und der Fraktion der CDU/CSU 


betr. Finanzplanungsrat 


Wir fragen die Bundesregierung: 

1. Ist die Bundesregierung bereit zuzugeben, 

1.1 daß nach § 51 des am 1. Januar 1970 in Kraft getretenen 
Haushaltsgrundsätzegesetzes es die wesentliche Auf- 
gabe des Finanzplanungsrates ist, auf eine Koordinie- 
rung der Haushalts- und Finanzpläne von Bund, Län- 
dern und Gemeinden dadurch hinzuwirken, daß einheit- 
liche Volks- und finanzwirtschaftliche Annahmen für die 
Finanzplanungen und Schwerpunkte für eine den ge- 
samtwirtschaftlichen Erfordernissen entsprechende Er- 
füllung der öffentlichen Aufgaben ermittelt werden, und 
zwar rechtzeitig, bevor die grundlegenden Entscheidun- 
gen der Kabinette über die Gestaltung der Finanzpläne 
in den einzelnen Gebietskörperschaften fallen, 

1.2 daß die Bundesregierung in diesem Jahr - wie ähnlich 
bereits im Vorjahr - gegen diese Vorschrift durch ihre 
Weigerung verstoßen hat, rechtzeitig ihre Vorstellun- 
gen vorzulegen, 

1.3 daß durch dieses Verhalten der Bundesregierung eine 
Verstimmung im Verhältnis zwischen Bund und Län- 
dern herbeigeführt worden ist, die zum Scheitern der 
letzten Sitzung des Finanzplanungsrates am 21. Sep- 
tember 1971, in der noch nicht einmal ein gemeinschaft- 
liches Schlußkommunique vereinbart werden konnte, 
beigetragen hat, 

1.4 daß durch das Verhalten der Bundesregierung insbeson- 
dere die durch das Gesetz angestrebte Koordinierung 
der Finanzpläne von Bund und Ländern auch in diesem 
Jahr unmöglich gemacht worden ist? 
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2. Ist die Bundesregierung bereit, künftig die gesetzlichen 
Bestimmungen über die Aufgaben des Finanzplanungsrates 
einzuhalten? Oder strebt die Bundesregierung eine Außer- 
kraftsetzung des § 51 des Haushaltsgrundsätzegesetzes an? 


Bonn, den 29. September 1971 


Strauß 

Höcherl 

Leicht 

Dr. Althammer 

Dr. Barzel, Stücklen und Fraktion 
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